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MERKBLÄTTER  FÜR DEN NATURSCHUTZ
Ostschweiz

St.Gallen-Appenzell

Einsprachen im Baurecht

Wer ist zur Einsprache berechtigt? 
Einsprache erheben kann, wer von einem Bauvorhaben, einer Zonen-
änderung oder einem Nutzungsplan in einem schutzwürdigen Interesse 
betroffen ist. Zur Einsprache berechtigt sind somit nicht nur Grundeigen-
tümer, sondern auch Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und 
Pächter. Personen, die von einem Vorhaben nicht selbst betroffen sind, 
können keine Einsprache gegen ein Bauvorhaben oder eine Erweiterung 
der Bauzone erheben.

Ausnahme: Im Kanton Appenzell I.Rh. ist zusätzlich zu den betroffenen 
Personen gemäss Art. 82 des kantonalen Baugesetzes jede im Kanton 
wohnhafte natürliche Person zur Einsprache berechtigt.

Was bedeutet Betroffenheit? 

Die Betroffenheit ist in erster Linie räumlich zu verstehen. Sie kann sich 
daraus ergeben, wenn eine Person in unmittelbarer Nähe (Sichtbezie-
hung, kurze räumliche Distanz [rund 100 m]) zum Bauprojekt oder zur 
Ein- oder Umzonung wohnt oder Grundeigentum besitzt. Die Betroffen-
heit kann sich aber auch aus anderen Umständen ergeben, etwa wenn 
der Verkehr und damit der Lärm aufgrund des Vorhabens merklich zu-
nimmt oder davon merkliche Geruchsimmissionen ausgehen.

Die formalen Anforderungen
Fristen: Bau- und Planungsvorhaben müssen öffentlich aufgelegt wer-
den, je nach Kanton und Art des Vorhabens gelten dabei andere Fristen. 
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Einsprachen müssen fristgerecht erhoben werden, die genauen Fristen 
sind dem amtlichen Publikationsorgan zu entnehmen.

Adressat: Die Einsprache ist an den Gemeinderat bzw. an die in der 
Publikation bezeichnete Stelle zu richten. 

Form: Eine Einsprache ist schriftlich einzureichen und zu unterschreiben.

Antrag und Begründung: Die Einsprache hat einen Antrag (z.B.: «Die 
Baubewilligung sei zu verweigern.») und eine kurze Begründung zu ent-
halten. Die Begründung ist dabei nicht gleichbedeutend mit der beson-
deren Betroffenheit.

Mögliche Gründe für eine Einsprache
Argumente gegen ein Bauprojekt oder eine Einsprache können etwa sein:

• fehlende oder ungenügende Erschliessung der Bauparzelle (unzu-
reichende Zufahrt, fehlende Ausweichstellen)

• Bauvorhaben stimmt nicht mit dem Zweck der Zone überein
• (z.B. In einer Wohnzone ist ein Gewerbebetrieb geplant, der viel

Lärm verursacht)
• Schutzgegenstände sind betroffen:

– Fruchtfolgeflächen
– Bäche, Flüsse, Seen und ihre Ufer
– naturkundlich oder kulturgeschichtlich wertvolle Landschaften
– bedeutende Ortsbilder, Stätten und Natur- und Kulturdenkmäler,

wie künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Bauten, markante
Einzelbäume, Gehölze und Hecken

– Lebensräume für schutzwürdige Tiere und Pflanzen
(z.B. Trockenwiesen, Moore, Moorlandschaften, Wildruhezonen)

– Aussichtspunkte von allgemeinem Interesse
• problematische Umgebungsgestaltung (z.B. wenn Bäume gefällt wer-

den sollen)
• Verletzung von Gebäude- und/oder Grenzabstand
• Verletzung von baupolizeilichen Bestimmungen
• (Gebäudehöhe, Anzahl Geschosse etc.)
• Gefährdung bestehender Aussicht (Aussichtsschutz)
• Schattenwurf des neuen Objektes
• Lärm (z.B.: durch Gewerbebetriebe)
• Luftverunreinigung (z.B.: durch Produktionsstätte)


